
Umweltbezogene Stellungnahmen der Auslegung des BP Zum Beiengarten vom 18.02.2026 
bis 20.03.2026 

 

Die Autobahn GmbH des Bundes 

Mail vom 10.02.2026 

 

Es ist lediglich sicherzustellen, dass der Straßenbaulastträger Bund von jeglichen Ansprüchen Dritter 
bezüglich Lärmschutz freigestellt wird bzw. bei einem zukünftigen Neubau oder der wesentlichen 
Änderung der BAB nur insoweit Lärmschutzmaßnahmen zu betreiben hat, als diese über das 
hinausgehen, was der Antragsteller in diesem Zusammenhang mit einem Bauantrag bereits hätte 
regeln müssen. 

Darüber hinaus haben wir keine Einwände bezüglich der angefragten Maßnahme. 

 

Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 

Mail vom 18.03.2026 

zu der Aufstellung des o.g. Bebauungsplans im Ortsteil Kutzhof der Gemeinde Heusweiler nimmt das 

LUA wie folgt Stellung und bittet darum, die aufgeführten Hinweise und Anmerkungen zu 

berücksichtigen: 

 

Natur- und Artenschutz 

Zur Schaffung der bauplanungsrechtlichen Grundlage zum Bau eines Einfamilienhauses im Ortsteil 
Kutzhof hat der Rat der Gemeinde Heusweiler die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Zum Beiengarten“ beschlossen. Der Flächennutzungsplan wird in einem 
parallellaufenden Verfahren angepasst. 

Die naturschutzfachlichen Anmerkungen aus der frühzeitigen Beteiligung wurden berücksichtigt und in 
den Bebauungsplan übernommen. 

Aufgrund fehlender, geeigneter Habitatstrukturen und bei Einhaltung der gesetzlichen Rodungsfristen 
gemäß § 39 BNatSchG ist laut Planer kein Eintreten von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 
BNatSchG zu erwarten. Dieser Einschätzung wird gefolgt. 

Gem. § 4c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund 
der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige 
Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu 
ergreifen. 

Hinsichtlich des Gewässerschutzes wird auf die Stellungnahme vom 18.08.2025 verwiesen. 

 



Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 

Referat OBB11 Landesplanung und Bauleitplanung 

Mail vom 09.02.2026 

mit vorliegender Planung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau eines 
Einfamilienhauses am Ortsrand des Heusweiler Gemeindeteils Kutzhof geschaffen werden. 

Da sich weder die Projektkonfiguration noch die Rahmenbedingungen geändert haben, halte ich an 
meiner Ersteinschätzung vom 28.09.2023 sowie meiner Stellungnahme vom 27.08.2025 im Rahmen 
der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB vollumfänglich fest. 

Mail der frühzeitigen Beteiligung vom 27.08.2025 

mit vorliegender Planung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zum 

Bau eines Einfamilienhauses als Ortsrandabschluss geschaffen werden. 

Bereits im Jahr 2023 wurde Ihrerseits eine entsprechende Anfrage gestellt, die von 

hier mit E-Mail vom 28.09.2023 beantwortet wurde. 

Da sich die Rahmenbedingungen zwischenzeitlich in der Art geändert haben, dass der 
Geltungsbereich sogar noch weiter nach Norden um eine Parzelle (256/32) erweitert wurde, wird 
unsere Stellungnahme inhaltlich aufrechterhalten. 

Die Flurstücke 610/33, 614/33 und 256/32 (Flur 2, Gemarkung Kutzhof) sind zweifelsfrei dem 
Außenbereich zuzuordnen. Der  Flächennutzungsplan stellt die Flächen korrekterweise als Flächen für 
Landwirtschaft dar, die zudem noch mit einer Maßnahmenfläche belegt sind. 

Der Siedlungszusammenhang der Straße „Am Beiengarten“ endet zweifelsfrei mit dem Anwesen Hs-
Nr. 7. 

Durch die Straßenführung sowie den Zuschnitt der Grundstücke stellt sich der Vorhabenbereich 
darüber hinaus als isoliert und ohne Siedlungsanschluss im Außenbereich gelegene Fläche dar, deren 
Bebauung sich gerade nicht aufdrängt. 

Eine Bebauung würde eine weitere Zersiedlung des Außenbereichs bedeuten, die nach den 
Bestimmungen des BauGB sowie des LEP „Siedlung“ zu verhindern ist. 

Nach § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden ihre Bauleitpläne nur dann aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Ebenso sollen die 
Bauleitpläne gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. 
Hierbei müssen städtebauliche Erwägungen im Vordergrund stehen, die Zufälligkeit von 
Besitzverhältnissen bzw. der 

Kaufbereitschaft von Eigentümern sind hierbei ohne Belang. Eine saubere (städtebauliche) Herleitung, 
weshalb der gewählte Standort der am besten geeignete ist, ist der Vorlage nach hiesiger Auffassung 
jedenfalls nicht zu entnehmen. 

Darüber hinaus würde eine störempfindliche Nutzung, hier Wohnen, an den nach Auswertung von 
ZORA offensichtlich vorhandenen  landwirtschaftlichen Betrieb (Anwesen Hs-Nr. 12) heranrücken, was 



allein aus immissionsschutzrechtlicher Sicht kritisch zu werten ist. Abschließend bleibt festzuhalten, 
dass eine städtebauliche Zielsetzung, die sich aus dem Entwicklungs- und dem Ordnungsgebot der 
Gemeinde herleitet, vorliegend nicht erkennbar ist. Vielmehr stellen die vorliegenden 
Planungsüberlegungen eine bauliche Fehlentwicklung im Außenbereich dar, die rein auf 
Partikularinteressen beruht. 

Letztlich ist die Wertung und Einordnung der vorstehenden, auf den Bestimmungen 

des BauGB basierenden Aussagen, Aufgabe und Verantwortung der plangebenden Gemeinde. 

 

Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie 

Mail vom 17.03.2026 

zu dem im Betreff angeführten Planverfahren äußert sich das Referat für Energiewirtschaft, 
Montanindustrie des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie wie folgt: 

Referat für Energiewirtschaft, Montanindustrie: 

Von Seiten des Oberbergamtes des Saarlandes wurde bereits darauf hingewiesen, dass sich das 
Vorhaben im Einwirkungsbereich bisheriger Abbautätigkeiten des ehemaligen Steinkohlenbergbaus 
befindet und der letzte Abbau mehr als 45 Jahre zurückliegt, so dass die Einwirkungen an der 
Tagesoberfläche erfahrungsgemäß abgeklungen sind. Zukünftiger Steinkohlenbergbau ist nicht mehr 
geplant. Nach den vorliegenden Unterlagen befinden sich im Bereich des Plangebiets bergbauliche 
Restriktionen, insbesondere wird auf eine Bruchspalte hingewiesen. Es wird daher die Einschaltung 
eines Baugrundsachverständigen zur weiteren geotechnischen Bewertung empfohlen, um den 
örtlichen Gegebenheiten in planerischer und konstruktiver Hinsicht Rechnung zu tragen. 
Gegebenenfalls notwendige Sicherungs- und Anpassungsmaßnahmen sind in Abstimmung mit der 
RAG AG durchzuführen. 

 Darüber hinaus bestehen aus Sicht des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitales und Energie 
keine weiteren Anmerkungen. 

 

Regionalverband Saarbrücken 

Mail vom 18.08.2025 

 

mit E-Mail vom 09.02.2026 haben Sie den Regionalverband Saarbrücken als Träger der 
Flächennutzungs- und Landschaftsplanung im Rahmen der Aufstellung des o.g. vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans um Stellungnahme gebeten. 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans stellt der Flächennutzungsplan derzeit eine „Fläche für 
die Landwirtschaft“ dar. Darüber hinaus liegt das gesamte Plangebiet gemäß Flächennutzungsplan des 
Regionalverbandes Saarbrücken innerhalb einer „Fläche für Maßnahmen zur Biotopentwicklung“. 



Der Bebauungsplan kann daher gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
werden. Mit Schreiben vom 14.07.2025 hat die Gemeinde Heusweiler daher die Änderung des 
Flächennutzungsplanes im betroffenen Bereich beantragt. Das FNP-Teiländerungsverfahren wird 
derzeit durchgeführt und ist noch nicht abgeschlossen, weshalb zum jetzigen Zeitpunkt noch keine 
weitergehenden Aussagen zum Ergebnis des Verfahrens getroffen werden können. Der 
Landschaftsplan des Regionalverbandes Saarbrücken stellt im Bereich des geplanten 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Zum Beiengarten“ fast ausschließlich Bestand  
Erwerbslandwirtschaft“ dar. Lediglich im äußersten Nordosten an der Straße „Zum Beiengarten“ 
besteht sehr kleinflächig die Darstellung Bestand „Siedlungsflächen“. Zudem werden im 
Landschaftsplan die Erwerbslandwirtschaftsflächen im Plangebiet sowie darüber hinaus im 
nordwestlichen Ortsrandbereich von Kutzhof als Planung „Erhaltung und Förderung von 
Streuobstwiesennutzung, Biotopentwicklung Offenland“ im „Aktionsprogramm für die Landschaft, 
Maßnahmenbereiche Kulturlandschaft“ gekennzeichnet. 

Die vorgesehene Planung widerspricht somit, mit Ausnahme der äußersten Nordostspitze (Darstellung 
Bestand „Siedlungsflächen“), den Zielen des Landschaftsplans für den bestehenden nordwestlichen 
Ortsrand von Kutzhof, auch wenn die vorgesehene Bebauung vergleichsweise kleinflächig am Rand mit 
einer Größe von ungefähr 900 m² in die Maßnahmenfläche zum Schutz und zur Entwicklung des 
Offenlandes mit einer Größe von ca. 9,2 ha hineinreicht. Die im B-Plan-Entwurf vorgesehene 
Grünfläche mit dem Ziel der Anpflanzung von Obstbäumen entspricht dem Ziel des Landschaftsplans 
„Erhaltung und Förderung von Streuobstwiesennutzung, Biotopentwicklung Offenland“, soweit der 
naturschutzfachliche Erhaltungszustand des örtlichen Grünlands in Bezug auf seine Funktion als 
Lebensraum gemäß Anhang 1 der FFH-Richtlinie (sogenannter FFH-Lebensraumtyp) nicht 
verschlechtert wird. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass einige Bewertungen des vorliegenden Umweltberichtes nicht 
nachvollziehbar oder widersprüchlich sind, weshalb entsprechende Anpassungen empfohlen werden. 
Dazu zählt die Aussage, dass das Biotop (FFH-Lebensraum) nicht von der Planung berührt sei, was so 
im Umweltbericht zur Begründung des Bebauungsplans, im Kapitel „Bestandsanalyse der 
vorhandenen Belange“ in der Tabelle zum Belang „Naturschutz…“ am Ende des Textabschnittes steht, 
obwohl dem entgegenstehend der erste Satz des Textabschnitts „Nur ein sehr geringer Teil des WR 
Gebiets berührt den FFH-Lebensraumtyp…“ lautet. 

An anderen Stellen wird im Umweltbericht das Vorkommen von Ackerflächen im Plangebiet genannt, 
um die Geringwertigkeit der Biotope des Plangebietes zu begründen, obwohl weder Ackerflächen 
noch sonstige geringwertige Biotope im Plangebiet vorkommen. So steht im Umweltbericht unter 
„Beurteilung / Fazit“ zum Schutzgut „Biotische Schutzgüter“ im Kapitel „Zusammenfassung über die 
Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter“: „- geringwertige Biotopstrukturen (Ackerflächen, 
Pferdeweide, minderwertig bestockte Fläche)“ oder in der sehr kurzen „Allgemeinen 
Zusammenfassung“ am Ende des Umweltberichtes lautet ein Satz: „Durch die Umsetzung der Planung 
gehen in geringem Umfang Ackerflächen und Gehölzstrukturen verloren.“ Auch in der Begründung 
zum Bebauungsplan wird mit der falschen Annahme des Vorkommens von Ackerflächen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans argumentiert. So heißt es dort im Kapitel 5 „Abwägung 
möglicher Auswirkungen der Planung“: „Derzeit ist der größte Teil des Plangebiets durch intensiv 
genutzte Ackerflächen geprägt.“ Für einen qualifizierten Umweltbericht im Zuge der Durchführung des  



Bauleitplanverfahrens werden örtliche Kartierungen zur Biotoperfassung empfohlen, um Fehler wie 
die falsche Annahme des Vorkommens von Ackerflächen im Plangebiet auszuschließen. 

Die Begründung hinsichtlich des Verzichtes auf die Alternativenprüfung des Planvorhabens wird in 
Frage gestellt, insbesondere, wenn wie im vorliegenden Fall naturschutzfachlich wertgebende 
Biotopstrukturen von der Planung betroffen sind. Im Zuge des erforderlichen 
Flächennutzungsplanänderungsverfahrens kann nur das Ergebnis der Alternativenprüfung der 
Planungsebene der verbindlichen Bauleitplanung zugrundegelegt werden, da die Planungen des 
Vorhabenträgers und der Gemeinde an den gewählten Standort gebunden sind. Sonstige fachlich 
qualifizierte Argumente für die Begründung der Flächenauswahl liegen nicht vor. Dadurch ergibt sich 
jedoch das Risiko, dass die Landesplanungs- behörde die Flächennutzungsplanänderung nach 
Durchführung des Verfahrens nicht genehmigt. Die Landesplanungsbehörde hat bereits in ihrer 
Stellungnahme im Zuge der durchgeführten frühzeitigen Beteiligung der Behörden gem. § 4.1 BauGB 
des Flächennutzungsplanänderungs- verfahrens ihre Bedenken zur Standortauswahl zum Ausdruck 
gebracht. 

Wir bitten um jeweilige Zusendung weiterführender Ergebnisse des laufenden 
Bebauungsplanverfahrens, die im parallelen Änderungsverfahren des Flächennutzungsplanes von 
Interesse sind. 

 

Privater 1:  

Mail vom 18.08.2025 

Teil A – Zusammengefasste Stellungnahme (Kurzfassung für politische und öffentliche Abwägung) 

Diese Stellungnahme fasst die zentralen Einwendungen gegen den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Zum Beiengarten“ zusammen. 

Die Planung weist weiterhin erhebliche fachliche und rechtliche Probleme auf, insbesondere im 
Bereich Naturschutzrecht, Umweltprüfung und Planungsrecht. 

1. FFH-Lebensraumtyp 6510 betroffen 

Nach den ausgelegten Unterlagen ist im Plangebiet der FFH-Lebensraumtyp „Magere Flachland-
Mähwiese (LRT 6510)“ vorhanden. 

Fachbehörden weisen darauf hin, dass durch die geplante Bebauung sowie die anschließende 
Hausgartennutzung Beeinträchtigungen bis hin zur Zerstörung dieses Lebensraums möglich sind. 

Nach europäischem Naturschutzrecht dürfen Pläne nur zugelassen werden, wenn wissenschaftlich 
ausgeschlossen werden kann, dass erhebliche Beeinträchtigungen eintreten. 

2. Fragwürdiger Ausgleich 

Der vorgesehene Ausgleich besteht im Wesentlichen in der Entwicklung einer Streuobstwiese. 

Dies stellt jedoch keinen gleichartigen Ersatz für eine magere Flachland-Mähwiese dar. 

Die ökologische Funktion dieses Lebensraumtyps wird dadurch nicht vollständig ersetzt. 



3. Widersprüche in den Planunterlagen 

Zwischen Umweltbericht und Stellungnahmen von Fachbehörden bestehen teilweise erhebliche 
Widersprüche. Insbesondere wird die Bewertung der Auswirkungen auf den geschützten 

Lebensraumtyp unterschiedlich dargestellt. 

4. Zweifel am vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan muss ein konkretes Bauvorhaben verbindlich 

festlegen. 

Die vorliegenden Festsetzungen enthalten jedoch überwiegend allgemeine planungsrechtliche 
Rahmenbedingungen. 

Damit entsteht der Eindruck eines normalen Bebauungsplans für ein einzelnes 

Grundstück. 

5. Alternativenprüfung 

Die Planbegründung verweist darauf, dass keine andere Baufläche erworben werden 

konnte. Dies ersetzt jedoch keine planerische Alternativenprüfung, wie sie das Baugesetzbuch 

fordert. Zusammenfassend bestehen daher weiterhin erhebliche Zweifel an der fachlichen und 

rechtlichen Tragfähigkeit der Planung. Es wird angeregt, die Planung grundlegend zu überarbeiten und 
insbesondere die naturschutzrechtlichen Fragen vertieft zu prüfen. 

 

Teil B – Vertiefte juristische Einwendungen (für die rechtliche Prüfung) 

1. Habitatschutzrechtliche Prüfung (Art. 6 Abs. 3 FFH‑Richtlinie) 

Die Planung betrifv einen Teil des FFH-Lebensraumtyps 6510. Fachbehörden weisen 

darauf hin, dass durch die Bebauung Beeinträchtigungen oder sogar eine Zerstörung dieses 
Lebensraums zu erwarten sind. 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs gilt ein strenger Vorsorgemaßstab: 

EuGH, Urteil vom 07.09.2004 – C‑127/02 („Waddenzee“). 

Danach darf ein Plan nur zugelassen werden, wenn kein vernünftiger wissenschaftlicher Zweifel an der 
Unschädlichkeit besteht. 

Der EuGH hat zudem entschieden: 

EuGH, Urteil vom 11.04.2013 – C‑258/11 („Sweetman“). 

Selbst kleine Flächenverluste können unzulässig sein, wenn sie die Integrität eines Lebensraums 
betreffen. Die Planunterlagen argumentieren im Wesentlichen mit der relativ geringen Flächengröße. 

Diese Begründung genügt den unionsrechtlichen Anforderungen nicht. 



2. Kompensationsmaßnahmen 

Nach § 15 Bundesnaturschutzgesetz müssen Eingriffe so kompensiert werden, dass die Funktionen 
des Naturhaushalts wiederhergestellt werden. 

Die geplante Entwicklung einer Streuobstwiese stellt jedoch keinen gleichartigen Ersatz für den 
Lebensraumtyp 6510 dar. 

3. Ermittlungsdefizite im Umweltbericht 

Nach § 2 Abs. 3 BauGB müssen alle umweltrelevanten Belange vollständig ermittelt werden. Wenn 
fachbehördliche Stellungnahmen zentrale Bewertungen des Umweltberichts in Frage stellen, liegt ein 
mögliches Ermittlungsdefizit vor. Das Bundesverwaltungsgericht hat hierzu festgestellt: BVerwG, Urteil 
vom 09.04.2008 – 4 CN 1.07. Unzureichende Ermittlungen können einen beachtlichen 
Abwägungsfehler darstellen. 

4. Anforderungen an vorhabenbezogene Bebauungspläne 

Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan setzt ein konkret bestimmtes Vorhaben voraus. 

Das Bundesverwaltungsgericht führt hierzu aus: 

BVerwG, Urteil vom 18.09.2003 – 4 CN 3.02. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan muss die wesentlichen Merkmale des Bauvorhabens verbindlich 
festlegen. Bleibt das Vorhaben zu offen, entspricht die Planung eher einem normalen 

Bebauungsplan. 

5. Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB 

Nach der grundlegenden Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Urteil vom 
12.12.1969 – IV C 105.66) müssen alle relevanten Belange erkannt und in die Abwägung eingestellt 
werden. 

Die Planung muss insbesondere die Belange des Naturschutzes, die Ziele der Innenentwicklung und 
mögliche Alternativen nachvollziehbar 

berücksichtigen. 

6. Vorsorgliche Rüge für eine mögliche gerichtliche Überprüfung 

Die vorstehenden Einwendungen betreffen insbesondere Punkte, die auch in einem 
Normenkontrollverfahren nach § 47 VwGO relevant sein können, insbesondere: 

• Fehler bei der Umweltprüfung 

• Abwägungsfehler 

• Verstöße gegen europäisches Naturschutzrecht 

• strukturelle Fehler eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans 

 


